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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 

A.1 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 410 BAURECHT UND DENKMAL-
SCHUTZ 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

Rechtliche Vorgaben aufgrund fachge-
setzlicher Regelungen, die im Regelfall 
nicht überwunden werden können: 

 

A.1.1 Gemäß § 8 Absatz 2 Satz 1 BauGB sind 
Bebauungspläne aus dem Flächennut-
zungsplan zu entwickeln. Der Bebauungs-
plan entwickelt sich nicht aus einem ge-
nehmigten Flächennutzungsplan, er ist 
aber aus dem Entwurf zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes entwickelt. Eine 
Bekanntmachung des Bebauungsplanes 
kann also erst nach Wirksamwerden des 
Flächennutzungsplanes oder der Geneh-
migung des Bebauungsplanes erfolgen. 

Gemäß § 1 Absatz 4 BauGB sind Bauleit-
pläne den Zielen der Raumordnung anzu-
passen. Wir weisen darauf hin, dass der 
Geltungsbereich des Bebauungsplans in 
der derzeit noch rechtswirksamen Fassung 
des Regionalplans Südlicher Oberrhein 
von 1995 noch als regionaler Grünzug 
ausgewiesen ist. Die beabsichtigte Pla-
nung stünde daher im Widerspruch zu ei-
nem Ziel der Raumordnung. In der am 
08.12.2016 als Satzung beschlossenen 
Fortschreibung des Regionalplans ist der 
betroffene Bereich allerdings nicht mehr 
als regionaler Grünzug ausgewiesen. 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes 
im Parallelverfahren kann erst abgeschlos-
sen werden, wenn die Fortschreibung des 
Regionalplans durch öffentliche Bekannt-
machung der noch ausstehenden Geneh-
migung durch das Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-
Württemberg rechtswirksam abgeschlos-
sen ist. 

Das Verhältnis der Planung zum Regional-
plan und den darin enthaltenen Festlegun-
gen sollte in der Begründung ergänzt wer-
den. Zudem sollte der Stand des Parallel-
verfahrens zur Änderung des Flächennut-
zungsplans in der Begründung zum Be-
bauungsplan entsprechend den einzelnen 
Planungsphasen ersichtlich sein. 

Das Landratsamt geht davon aus, dass 
zum Zeitpunkt der Genehmigungsvorlage 
die Parallelität gegeben sein wird oder eine 
Genehmigung des Bebauungsplanes nicht 
erforderlich wird, wenn das FNP-Verfahren 
nach Abschluss des Verfahrens zur Fort-

Wird zur Kenntnis genommen. 

Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren 
geändert. 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Regionalplan ist 
von der Verbandsversammlung bereits beschlossen. 
Die Genehmigung des Regionalplans wird in diesem 
Jahr erwartet, sodass die „neuen“ Ziele der Raum-
ordnung bereits hinreichend deutlich erkennbar sind 
(vgl. etwa OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 
24.04.2009 – OVG 10 S 13.08 –, juris Rn. 45). Daher 
ist die Gemeinde geradezu gehalten, diese Verände-
rungen bei ihrer Flächennutzungs- und damit auch 
ihrer Bauleitplanung zu beachten. 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

Die Anregung wird berücksichtigt und die Begrün-
dung entsprechend ergänzt. 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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schreibung des Regionalplans entspre-
chend zügig abgeschlossen werden kann. 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.1.2 Entsprechend Punkt 1.7 der planungs-
rechtlichen Festsetzungen sind die im Be-
bauungsplan festgesetzten Nutzungen nur 
bis zum Eintritt des bestimmten Umstan-
des der Beendigung der Fremdkieszufuhr 
durch das Integrierte Rheinprogramm zu-
lässig. Diese sog. bedingte Zulässigkeit 
sollte hinsichtlich der auflösenden Bedin-
gung noch konkretisiert werden, da nicht 
ohne weiteres ersichtlich ist, ob eine 
Fremdkieszufuhr aus Beständen des In-
tegrierten Rheinprogramms oder sonstigen 
Quellen stammt. Hinsichtlich der erforderli-
chen Konkretisierung in Bezug auf den tat-
sächlich maßgeblichen Rückhalteraum / 
Abschnitt verweisen wir auf die Stellung-
nahme des Fachbereichs 430/440 - Um-
weltrecht / Wasser, Boden, Altlasten. 

Die Umstände, von deren Eintritt die Zu-
lässigkeit der betreffenden Nutzungen oder 
Anlagen abhängt, müssen zudem so aus-
gewählt und bestimmt werden, dass ihr 
Eintritt ohne weiteres und für jedermann 
erkennbar ist. Es reicht nicht aus, dass 
aufwendige Ermittlungen oder Feststellun-
gen erforderlich sind. Strenge Anforderun-
gen an die Auswahl und Konkretisierung 
der maßgeblichen Umstände sind notwen-
dig, weil es bei einer auflösend bedingten 
Festsetzung keines weiteren Feststellung-
aktes und keiner zusätzlichen Publikation 
bedarf, wann die betreffenden Nutzungen 
oder Anlagen unzulässig werden. Die 
Rechtswirkungen treten vielmehr mit Ein-
tritt der Beendigung von selbst ein. Soll - 
wie im vorliegenden Fall - auf reale Verän-
derungen abgestellt werden, deren Eintritt 
nicht ohne weiteres erkennbar ist, emp-
fiehlt es sich, nicht die Veränderung selbst, 
sondern eine entsprechende Erklärung der 
Gemeinde zum Anknüpfungspunkt der Be-
dingung zu machen. Die Erklärung sollte 
aus Gründen der Erkennbarkeit in der glei-
che Weise wie die Bekanntmachung nach 
§ 10 Absatz 3 BauGB im amtlichen Ver-
kündungsorgan erfolgen. In diesem Fall 
würde die Bedingung mit der diesbezügli-
chen Bekanntmachung zweifelsfrei eintre-
ten (vgl. Gierke in Brügelmann, Kommen-
tar zum Baugesetzbuch, § 9, Rn. 505). 

Zudem regen wir an, im zweiten Absatz die 

Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. 

Vor allem aus ökologischen Gründen ist beabsichtigt, 
Kies aus dem IRP-Abschnitt Neuenburg möglichst 
abbaunah einer Verwertung zuzuführen. Daher soll 
dem ortsansässigen Unternehmen die Möglichkeit 
eröffnet werden, Fremdkies aus diesem Bereich an-
nehmen zu können. Um eine betrieblich reibungsfreie 
und kontinuierliche Zufuhr mit  Kies zu gewährleisten, 
ist jedoch eine Zufuhr von Fremdkies aus weiteren 
abbaunah gelegenen IRP-Abschnitten außerhalb der 
Gemarkung Neuenburg nicht völlig auszuschließen. 
Ziel des Bebauungsplans ist es u.a. deshalb, die 
zulässige Fremdkieszufuhr auf die Abschnitte I bis V 
(Weil bis Breisach) des Integrierten Rheinprogramms 
(IRP) zu begrenzen. 

 

Um den Eintritt der Beendigung eindeutig und für 
jedermann erkennbar zu machen, wird die entspre-
chend Festsetzung für das bedingte Baurecht dahin-
gehend ergänzt, dass die Beendigung des Integrier-
ten Rheinprogramms durch die Stadt Neuenburg 
ortsüblich bekannt zu machen ist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Anregung wird berücksichtigt und die planungs-
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unzutreffende Formulierung „Nach Ablauf 
dieser Frist" z.B. durch die Formulierung 
„Nach Eintritt der auflösenden Bedingung" 
zu ersetzen. 

rechtliche Festsetzung korrigiert. 

A.1.3 Ausweislich der Planzeichnung sind au-
ßerhalb des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans Lagerflächen vorhanden und 
gekennzeichnet. Wir verweisen diesbezüg-
lich auch auf die Stellungnahme des Fach-
bereichs 430/440 - Umweltrecht / Wasser, 
Boden, Altlasten. 

Wir regen an zu prüfen und eine Aussage 
dazu zu treffen, ob diese Lagerflächen im 
Zusammenhang mit der Fremdkieszufuhr 
durch das Integrierte Rheinprogramm 
ebenfalls genutzt werden sollen. Sollte dies 
der Fall sein, empfehlen wir den Geltungs-
bereich des Bebauungsplans um die ent-
sprechenden Flächen zu erweitern und die 
zulässige Nutzung als Lagerplatz festzu-
setzen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die vorhandenen 
Lagerflächen werden in den Bebauungsplan aufge-
nommen und als solche festgesetzt.  

Ferner ist geplant auf den nordöstlichen und nord-
westlichen Lagerplätzen, die zunächst als temporäre 
Nassabbauflächen genutzt werden, ausschließlich 
Schlämmsand und Kies aus dem IRP zu lagern. 

A.1.4 Grundsätzlich hat jeder Bebauungsplan die 
von ihm geschaffenen oder ihm zurechen-
baren Konflikte zu lösen (vgl. Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtes vom 
19.04.2012, 4 CN 3.11). Eine Verlagerung 
der Problematik auf die Baugenehmi-
gungsebene (Ausnahme) ist zwar grund-
sätzlich möglich. Von einer abschließen-
den (zeitlich vorgehenden) Konfliktbewälti-
gung im Bebauungsplan darf die Gemein-
de jedoch nur dann Abstand nehmen, 
wenn bei vorausschauender Betrachtung 
die Durchführung der als notwendig erach-
teten Konfliktlösungsmaßnahmen außer-
halb des Planungsverfahrens auf der Stufe 
der Verwirklichung der Planung sicherge-
stellt ist. 

Hinsichtlich der Lärmimmissionen verwei-
sen wir auf die Stellungnahmen des Fach-
bereichs 450 (Gewerbeaufsicht), wonach 
mit der erfolgten Vorbetrachtung die siche-
re Einhaltung der Richtwerte in Grißheim 
nicht nachgewiesen ist. 

Wir regen daher an, die für das immissi-
onsschutzrechtliche Genehmigungsverfah-
ren erforderliche differenzierte Lärmimmis-
sionsprognose, welche eine Konfliktbewäl-
tigung nachweisen sollte, bereits dem Be-
bauungsplan und somit dem hierzu erfor-
derlichen Abwägungsvorgang zugrunde zu 
legen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Nach erneuter Absprache mit der Gewerbeaufsicht 
konnte klar gestellt werden, dass diese eine differen-
zierte Lärmimmissionsprognose im Zuge des nach-
gelagerten Genehmigungsverfahrens gefordert. Die-
se differenziertere Lärmprognose wurde bereits be-
auftragt und wird durch ein qualifiziertes Ingenieurbü-
ro erarbeitet. 
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A.1.5 Auch wenn es sich bei den bereits vorhan-
denen und im Bebauungsplan künftig als 
zulässige Nutzung vorgesehenen Betriebs-
leiterwohnungen um keine „klassische" 
Wohnung handelt, sollte in die Abwägung 
eingestellt werden, ob im Hinblick auf die 
Nähe zur Bundesautobahn A 5 evtl. Nut-
zungskonflikte entstehen könnten und ob 
bzw. welche Festsetzungen ggf. zu treffen 
wären, um Nutzungskonflikten zwischen 
Wohnen und Straßenlärm planerisch zu 
bewältigen. 

Der Schutz insbesondere des „betriebli-
chen" Wohnens nach § 8 Absatz 3 Nr. 1 
BauNVO ist zwar deutlich geringer als der 
Schutz „allgemeinen", d.h. uneinge-
schränkt (ohne Bindung) zulässigen Woh-
nens. Wir weisen in diesem Zusammen-
hang allerdings darauf hin, dass die erhöh-
te Zumutbarkeit vorrangig für die jeweils 
„gebietstypischen" Immissionsarten und 
Immissionsquellen gilt. Die Abwehransprü-
che der Bewohner eines nur betriebsbezo-
gen zulässigen Wohnens sind demnach in 
erster Linie gegenüber allen Immissionen 
beschränkt, die gebietstypischer Natur sind 
(vgl. Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg, Urteil vom 05. Juni 2012 - 3 
S 724/11 - Rn. 39, juris). Dies gilt im vor-
liegenden Fall für die vom Kieswerk selbst 
ausgehenden Immissionen nicht jedoch für 
die gebietsexternen Straßenlärmimmissio-
nen. 

Inwiefern dem Gemeinderat eine verlässli-
che sachverständige Grobabschätzung zu 
den von der Bundesautobahn A 5 ausge-
henden Lärmimmissionen in Bezug auf ei-
ne Wohnnutzung vorliegt, lässt sich den 
Bebauungsplanunterlagen nicht entneh-
men. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Eine differenzierte Lärmimmissionsprognose auch 
hinsichtlich des Konflikts zwischen Verkehrslärm von 
der Autobahn und der Betriebsleiterwohnung wird im 
Zuge des Genehmigungsverfahrens erarbeitet. 

A.1.6 Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses zu bringen. 

Die Anregung wird berücksichtigt und die Begrün-
dung entsprechend überarbeitet. 

A.1.7 Wir bitten um weitere Beteiligung am Ver-
fahren und zu gegebener Zeit um Über-
mittlung einer Ergebnismitteilung zu den 
von uns ggf. vorgetragenen Anregungen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Ergebnismitteilun-
gen werden zu gegebener Zeit versandt. 
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A.2 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 420 NATURSCHUTZ 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

Rechtliche Vorgaben aufgrund fachge-
setzlicher Regelungen, die im Regelfall 
nicht überwunden werden können: 

 

A.2.1 Die Kiesgrube befindet sich im FFH-Gebiet 
„Markgräfler Rheinebene von Neuenburg 
bis Breisach" und im Vogelschutzgebiet 
„Rheinniederung Neuenburg bis Breisach". 

Aufgrund der Lage in den oben genannten 
Gebieten ist eine Natura 2000-Vorprüfung 
durchzuführen. In dieser sind die Auswir-
kungen der Planung auf die Schutzziele 
der Natura 2000-Gebiete zu prüfen. Sofern 
erhebliche Auswirkungen auf Schutz- und 
Erhaltungsziele nicht sicher ausgeschlos-
sen werden können, muss eine Natura 
2000-Verträglichkeitsprüfung im Sinne von 
§ 34 Abs. 1 BNatSchG durchgeführt wer-
den. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. Eine Natura 2000-
Vorprüfung liegt vor (GAEDE +  GILCHER PART-
NERSCHAFT). 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.2.2 Sicherung der Ausgleichsmaßnahmen 

Sofern Ausgleichsmaßnahmen außerhalb 
des Plangebiets erforderlich werden sind 
diese wie folgt rechtlich zu sichern: 

Alle externen Ausgleichsmaßnahmen sind 
vor dem Satzungsbeschluss durch einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag zu sichern, 
sofern die Stadt Neuenburg Eigentümerin 
der Flächen ist. Andernfalls ist zusätzlich 
zum öffentlich-rechtlichen Vertrag noch ei-
ne dingliche Sicherung (Grundbucheintrag) 
notwendig. Der Nachweis darüber ist der 
unteren Naturschutzbehörde ebenfalls vor 
Satzungsbeschluss vorzulegen. In diesem 
Fall wird der Grundstückseigentümer eben-
falls Vertragspartner. 

Wir bitten einen entsprechenden Vertrags-
entwurf mit allen Anlagen rechtzeitig (d. h. 
mindestens zwei Wochen) vor dem Sat-
zungsbeschluss bei der unteren Natur-
schutzbehörde vorzulegen. Im Vertrags-
entwurf ist diese plangebietsexterne Aus-
gleichsmaßnahme dauerhaft (zumindest 
für einen Unterhaltungszeitraum von 25 
Jahren) zu sichern. 

Wir weisen darauf hin, dass die Flächen, 
die für den Ausgleich herangezogen wer-
den, auch tatsächlich verfügbar sein müs-
sen. Im Rahmen der Ausgleichsplanungen 
ist eine Aussage über die Verfügbarkeit (z. 
B. ist die Fläche verpachtet? etc.) zu ma-

Die Anregung wird berücksichtigt. Gem. Umweltbe-
richt (GAEDE +  GILCHER PARTNERSCHAFT) sind 
externe Ausgleichsmaßnahmen nicht erforderlich. 
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chen. 

A.2.3 Sonstiges 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens, ist eine Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzie-
rung durchzuführen. Es sind dann auch 
entsprechende Vermeidungs-, Minimie-
rungs-, Ersatz- und Ausgleichsmaßnah-
men vorzusehen. 

Die Planung sieht vor, dass das Baurecht 
auf die Dauer der Kieszufuhr aus dem In-
tegrierten Rheinprogramm begrenzt ist. 
Daher sollte die Folgenutzung des Werks-
geländes nach Ende des Kiesabbaus dar-
gestellt werden. Aus Sicht der unteren Na-
turschutzbehörde sollten die Flächen nach 
Ende des Kiesabbaus wieder einer natur-
nahen Entwicklung im Sinne der Ziele der 
relevanten Arten und Lebensräume der 
Natura 2000-Gebiete zur Verfügung ste-
hen. 

 

Wir bitten außerdem um Darlegung, wes-
halb nicht das gesamte Werksgelände als 
Sondergebiet ausgewiesen werden soll, 
zumal die Fremdkiesverarbeitung voraus-
sichtlich weitere Flächen beanspruchen 
wird (z. B. Ablagerung und Weiterverwen-
dung der Kiesschlämme). 

Die Anregung wird berücksichtigt. Gem. Umweltbe-
richt (GAEDE +  GILCHER PARTNERSCHAFT) sind 
externe Ausgleichsmaßnahmen nicht erforderlich. 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen. Es kann jedoch nicht 
übersehen werden, dass die baulichen Anlagen be-
reits heute weitgehend vorhanden sind und die Fra-
gen eines etwaigen Rückbaus in den früheren Zulas-
sungsentscheidungen abschließend geregelt sind. 
Zudem kann die Folgenutzung aus heutiger Sicht 
nicht eindeutig definiert werden. Nach Eintritt der 
Beendigung der Fremdkieszufuhr durch das IRP und 
der Aufhebung des Bebauungsplans „Kieswerk Griß-
heim“ kommt für das heutige Kies- und Betonwerk 
eine weitere Nutzung als Kieswerk z.B. bei Erschlie-
ßung neuer Geschäftsfelder oder aber umfassende 
Rekultivierungsmaßnahmen in Betracht.  

Die Anregung wird berücksichtigt. Die vorhandenen 
Lagerflächen werden in den Bebauungsplan aufge-
nommen und als solche festgesetzt.  

Ferner ist geplant auf den nordöstlichen und nord-
westlichen Lagerplätzen, die zunächst als temporäre 
Nassabbauflächen genutzt werden, ausschließlich 
Schlämmsande und Kiese aus dem IRP zu lagern. 

A.3 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 430/440 UMWELTRECHT / WAS-
SER, BODEN, ALTLASTEN 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.3.1 Wasserrecht zum Kiesabbau: 

Der derzeitige Kiesabbau im Kieswerk in 
Grißheim beruht auf dem wasserrechtli-
chen Planfeststellungsbeschluss vom 
17.05.2006. Kernstück dieser Entschei-
dung war die Verbreiterung des Sees in 
westlicher Richtung und ist bis zum 
31.12.2024 befristet. 

Mit Schreiben vom 30.04.2015 beantragte 
die Fa. Karl Strohmaier GmbH & Co. KG 
bei uns die Änderung des Planfeststel-
lungsbeschlusses vom 17.05.2006. 

Unter anderem ist geplant, die Nassaus-
kiesung im südöstlichen Bereich des be-
stehenden Baggersees auf einer Fläche 
von 1,1 - 1,3 ha auszudehnen und gleich 
anschließend wieder mit Waschschlamm 
zu verfüllen (Teilfläche V). Für diesen Pro-
zess ist nach Angaben des Kiesunterneh-

Wird zur Kenntnis genommen. 
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mers eine Dauer von insgesamt ca. 1 Jahr 
vorgesehen. Nach der Verfüllung mit 
Waschschlamm soll die dann wieder ent-
standene Landfläche für die restliche Lauf-
zeit des Kiesabbaus bis im Jahr 2024 als 
Lagerfläche genutzt werden. Erst danach 
erfolgt wiederum eine Umwandlung der 
Fläche im Rahmen der Rekultivierung in 
einem (See-)Bereich mit Flachwasserzo-
nen. Die Fläche wird vom Antragsteller in 
den aktuellen Antragsunterlagen als „Tem-
porärer Nassabbau OST der Teilfläche V" 
(orange Kennzeichnung) bezeichnet und 
ist aus beiliegendem Übersichtslageplan 
ersichtlich. 

Diese Teilfläche V ist im Plan zum zeichne-
rischen Teil des Bebauungsplans von der 
Stadt Neuenburg als „Lagerplatz" dekla-
riert. Allerdings befindet sich dieser Be-
reich It. Planzeichnung nördlich außerhalb 
des festzusetzenden Bebauungsplange-
biets. Wir bitten daher um Prüfung, ob das 
Gebiet des Bebauungsplans entsprechend 
der wasserrechtlichen Antragstellung und 
der darin beschriebenen beabsichtigten 
Nutzung als Lagerfläche nach deren Wie-
derherstellung bis zum Ablauf 31.12.2024 
zu erweitern wäre. 

Weitere Anregungen werden von unserer 
Seite nicht vorgebracht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die vorhandenen 
Lagerflächen werden in den Bebauungsplan aufge-
nommen und als solche festgesetzt.  

Ferner ist geplant auf den nordöstlichen und nord-
westlichen Lagerplätzen, die zunächst als temporäre 
Nassabbauflächen genutzt werden, ausschließlich 
Schlämmsande und Kiese aus dem IRP zu lagern. 

 

 

A.3.2 Immissionsschutzrecht zum Werksge-
lände 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht ist 
zum Bebauungsplan „Kieswerk Grißheim" 
folgendes zu bemerken: 

Die Fa. Karl Strohmaier GmbH betreibt auf 
ihrem Werksgelände in Neuenburg-
Grißheim, Zollstraße 102, FIst.Nr. 4938/6, 
eine Anlage zur Herstellung von Splitt und 
Brechsand. Hierbei handelt es sich um ei-
ne immissionsschutzrechtlich genehmi-
gungsbedürftige Anlage gemäß Ziffer 2.2 
des Anhangs 1 der 4. BlmSchV (Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen). Die Anlage befindet sich innerhalb 
des hier in Rede stehenden Bebauungs-
plans „Kieswerk Grißheim". 

Dem Begründungsteil des Bebauungs-
plans ist zu entnehmen, dass künftig im 
Kieswerk Grißheim die Verarbeitung von 
Fremdkies vorgesehen ist. Lt. Erläuterung 
der Stadt Neuenburg, soll die Fremdkies-
nutzung an das IRP gebunden sein. 

Die Fa. Strohmaier hat bereits im Juli 2016 
einen immissionsschutzrechtlichen Ände-
rungsgenehmigungsantrag für die Anlage 
zur Herstellung von Splitt- und Brechsand 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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eingereicht. Gegenstand des Antrags ist 
die nachträgliche Genehmigung des Aus-
tausches der Brecher 1, 2, 3 und 5 (der 
Austausch erfolgte in den zurückliegenden 
Jahren ohne Genehmigung oder Anzeige) 
sowie die künftige Verarbeitung von 
Fremdkies in der Anlage. 

Das Änderungsgenehmigungsverfahren 
konnte bislang nicht abgeschlossen wer-
den, da der Antrag unvollständig ist und in 
einigen Punkten der Ergän-
zung/Überarbeitung bedarf. Der Antrag 
wurde daher mit Schreiben vom 
26.09.2016 an den Antragsteller zurückge-
geben, zur Ergänzung / Überarbeitung. Ei-
ne erneute Einreichung des (überarbeite-
ten) Antrags erfolgte bislang nicht. 

Wir weisen daher darauf hin, dass derzeit 
noch unklar ist, ob und ggf. in welchem 
Umfang und für welchen Zeitraum die Ver-
arbeitung von Fremdkies im Werk Griß-
heim genehmigt werden kann. 

Insofern ist der erste Absatz in Ziffer 5.7 
der Begründung „eine wasserrechtliche Er-
laubnis sowie eine Erlaubnis durch das 
IRP Fremdkies zu verarbeiten bestehen 
ebenso voraussichtlich nur bis zum Jahr 
2024" etwas missverständlich formuliert. 

 

 

 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Die Anregung wird berücksichtigt und die Begrün-
dung entsprechend korrigiert. 

 

 

A.3.3 Allgemein: 

Des Weiteren bitten wir zu prüfen, ob Ziffer 
1.7 der Bebauungsvorschriften, in der die 
bedingte Zulässigkeit von Nutzungen der 
Sondergebiete geregelt wird, ggf. zu kon-
kretisieren ist. Bei der derzeitigen Formu-
lierung bezieht sich der Zeitraum der Zu-
lässigkeit auf die „Beendigung der Fremd-
kieszufuhr durch das Integrierte Rheinpro-
gramm". Das Integrierte Rheinprogramm 
mit dem Ziel, den Hochwasserschutz am 
Rhein unterhalb Iffezheim wiederher-
zustellen, ist bekanntlich ein Landesprojekt 
und umfasst insgesamt 13 Rückhalteräu-
me zwischen Weil a. R. und Mannheim. 

Wir regen an, hier z. B. den tatsächlich 
maßgeblichen Rückhalteraum / Abschnitt 
analog der verwendeten Bezeichnungen 
des Referats 53.3 im Regierungspräsidium 
Freiburg zu nennen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

   

 

 

Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. Vgl. A.1.2 
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A.4 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 450 GEWERBEAUFSICHT 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.4.1 Es wurde richtig erkannt, dass Staub- und 
Lärmimmissionen, ausgehend vom Plan-
gebiet, einen Nutzungskonflikt mit der 
Wohnbebauung darstellen können. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.4.2 Das Gutachten Nr. 15-10-02-FR des Insti-
tutes iMA vom 23.03.2016 betrachtet die 
Staubimmissionen an zwei repräsentativen 
Aufpunkten in der Gemeinde Grißheim 
sowie am sog. „Rheinwärterhaus Griß-
heim" (Flurstück 4941/2). Das Ergebnis 
des Gutachtens ist schlüssig. Unter der 
Voraussetzung der angenommenen Be-
triebszeit (Kap. 3.8 des Gutachtens) und 
der emissionsmindernden Maßnahmen 
(Kap. 4 des Gutachtens) wie Befestigung 
und Reinigung der Hauptfahrwege, Be-
feuchtung und Kontrolle der Filteranlagen 
sind schädliche Umwelteinwirkungen durch 
Staubimmissionen nicht zu erwarten. Im 
immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren werden wir empfehlen, die 
emissionsmindernden Maßnahmen für die 
Anlage verbindend als Nebenbestimmun-
gen aufzunehmen, sofern sie nicht schon 
beantragt werden. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.4.3 Die schalltechnische Stellungnahme von 
Fichtner WT, Projekt Nr. 612-1870, vom 
10.05.2016 geht mit sehr vereinfachten 
Parametern in die Ausbreitungsrechnung. 
Es wird eine Flächenquelle von 150.000 
m² und einem Schallleistungspegel von 
knapp 130 dB(A) gerechnet. Man erhält die 
Isophonen als konzentrische Kreise. Die 
Ergebnisse der Ausbreitungsrechnung zei-
gen, dass mit dieser Vorbetrachtung die 
sichere Einhaltung der Richtwerte in Griß-
heim nicht nachgewiesen ist. Es ist also 
zwingend notwendig, mit einer differenzier-
teren Lärmimmissionsprognose im immis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren die Einhaltung der Richtwerte nach-
zuweisen. Die Lärmimmissionsprognose 
ist von einer nach § 29b Bundes-
Immissionsschutzgesetz bekannt gegebe-
nen Stelle zu erstellen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Eine differenzierte Lärmimmissionsprognose wird im 
Zuge des Genehmigungsverfahrens erarbeitet. 
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A.5 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 520 BRAND- U. KATASTROPHEN-
SCHUTZ 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.5.1 Die Löschwasserversorgung wird entspre-
chend dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW 
in Abhängigkeit der Nutzung (FwG § 3, 
LBOAVO § 2 Abs. 5) bzw. anhand einer 
Sonderbauverordnung im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens festgelegt. 

Die Anregung wird berücksichtigt und als Hinweis in 
die Bebauungsvorschriften aufgenommen. 

A.5.2 Für Gebäude deren zweiter Rettungsweg 
über Rettungsgeräte der Feuerwehr si-
chergestellt werden muss, sind in Abhän-
gigkeit der Gebäudehöhe entsprechende 
Zugänge bzw. Zufahrten und Aufstellflä-
chen zu schaffen (LBOAVO § 2 Abs. 1-4). 

Die Anregung wird berücksichtigt und als Hinweis in 
die Bebauungsvorschriften aufgenommen. 

A.5.3 Zufahrt und Aufstellflächen für Rettungsge-
räte der Feuerwehr sind nach den Vorga-
ben der VwV - Feuerwehrflächen auszu-
führen. 

Die Anregung wird berücksichtigt und als Hinweis in 
die Bebauungsvorschriften aufgenommen. 

A.6 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 580 LANDWIRTSCHAFT 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.6.1 Landwirtschaftliche Belange sind von der 
vorliegenden Bebauungsplanung, die im 
aktuell 7,63 ha großen Kieswerk auf Ge-
markung Grißheim die Verwertung von 
Fremdkies ermöglichen soll, nicht direkt 
berührt. 

Hinweise, die in den Bebauungsvorschrif-
ten aufgenommen werden sollten: 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.6.1.1 Die zu den angrenzenden Grundstücken 
führenden Wege dürfen durch die Planung 
nicht beeinträchtigt werden. Die Bewirt-
schaftung der Grundstücke während der 
Bauphase darf nicht behindert werden, ei-
ne ungehinderte problemlose Zufahrt muss 
erhalten bleiben. 

Die Anregung wird berücksichtigt und als Hinweis in 
die Bebauungsvorschriften aufgenommen. 

A.6.2 Sollten externe Kompensationsmaßnah-
men notwendig werden, so ist § 15(3) 
BNatSchG (Berücksichtigung agrarstruktu-
reller Belange) zu beachten. In diesem Fall 
bitten wir bei geplanter Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Flächen gem. § 15(6) 
NatSchG um frühzeitige Einbindung. Aus-
gleichsmaßnahmen für evtl. notwendige 
Waldumwandlungen sollten gegebenen-

Wird zur Kenntnis genommen. 

Eine weitere Beteiligung am Verfahren wird zuge-
sagt. 
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falls im bestehenden Waldbereich festge-
setzt werden. 

A.7 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 650/660 UNTERE STRAßENVER-
KEHRSBEHÖRDE UND LANDKREIS ALS STRAßENBAULASTTRÄGER 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.7.1 Das bestehende Kieswerk im Plangebiet 
ist bereits über eine eigene Zufahrtsstraße 
(Zollstraße) von der L 134 her erschlossen. 
Die bestehende Ein- und Ausfahrt soll 
auch weiterhin genutzt werden und wird 
durch die vorliegende Planung nicht geän-
dert. Aus verkehrsrechtlicher Sicht beste-
hen daher keine Einwände. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.8 REGIERUNGSPRÄSIDIUM STUTTGART – STRAßENWESEN UND VERKEHR 
(Schreiben vom 02.01.2017) 

A.8.1 Das Plangebiet befindet sich ca. 4,2 km 
südöstlich des Sonderlandeplatzes Brem-
garten, außerhalb dessen Bauschutzbe-
reichs. 

Bei einer maximalen Höhe der Bauwerke 
von bis zu 32,5 m ü. Grund (236 m ü. NN) 
werden Belange der Luftfahrt nicht berührt. 

Zum Einsatz kommende Bau- und Mobil-
kräne, die eine Höhe von 45 m ü. Grund 
überschreiten, sind uns zur luftrechtlichen 
Genehmigung vorzulegen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Gemäß den planungsrechtlichen Festsetzungen sind 
bauliche Anlagen über 235 m ü. NN nicht zulässig.  

Damit sind Gebäudehöhen von ca. 31,50 m über 
Grund möglich. 

Ein entsprechender Hinweis wird in die Bebauungs-
vorschriften aufgenommen. 

A.9 REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG – AUßENSTELLE DONAUESCHINGEN FACHREFERA-
TE 54.1- 4 - INDUSTRIE /KOMMUNEN 

(Schreiben vom 30.12.2016) 

A.9.1 Aus Sicht der Fachreferate 54.1 bis 54.4 
des Regierungspräsidiums Freiburg beste-
hen zu dem Bebauungsplan "Kieswerk 
Grißheim" der Stadt Neuenburg keine Be-
denken. 

In der Umgebung des Sanierungsgebiets 
befinden sich nach unserer Kenntnis keine 
IE- und Störfall-Anlagen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.10 REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG – LANDESAMT FÜR GEOLOGIE, ROHSTOFFE UND 
BERGBAU 
(Schreiben vom 08.02.2017) 

A.10.1 Geotechnik 

Auf Grundlage der am LGRB vorhandenen 
Geodaten befindet sich das Plangebiet im 
Verbreitungsbereich von holozänen Talau-
enschottern der Neuenburg-Formation. Mit 
Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, 
die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet 
sind, ist zu rechnen. 

Die Anregung wird berücksichtigt und als Hinweis in 
die Bebauungsvorschriften aufgenommen. 
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Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungsho-
rizontes, zum Grundwasser, zur Baugru-
bensicherung) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. Ferner wird da-
rauf hingewiesen, dass im Anhörungsver-
fahren des LGRB als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. 

A.10.2 Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzutragen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.10.3 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoff-
geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.10.4 Grundwasser 

Aus hydrogeologischer Sicht sind zum 
Planungsvorhaben keine die o. a. Ausfüh-
rungen ergänzenden Hinweise, Anregun-
gen oder Bedenken vorzubringen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.10.5 Bergbau 

Gegen die Planung bestehen von bergbe-
hördlicher Seite keine Einwendungen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.10.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.10.7 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht über 
die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (http://www.Igrb-
bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Ge-
otop-Kataster, welches im Internet unter 
der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung 
LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abge-
rufen werden kann. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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A.11 REGIERUNGSPRÄSIDIUM STUTTGART - KAMPFMITTELBESEITIGUNGSDIENST 
(Schreiben vom 10.02.2017) 

A.11.1 Aufgrund der ausgedehnten Kampfhand-
lungen und schweren Bombardierungen, 
die während des zweiten Weltkriegs statt-
fanden, ist es ratsam, im Vorfeld von jegli-
chen Bau(planungs)maßnahmen eine Ge-
fahrenverdachtserforschung in Form einer 
Auswertung von Luftbildern der Alliierten 
durchzuführen. Alle nicht vorab untersuch-
ten Bauflächen sind daher als potenzielle 
Kampfmittelverdachtsflächen einzustufen. 

Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmit-
telbeseitigungsdienst Ba.-Wü. allerdings 
Luftbildauswertungen für Dritte zur Beurtei-
lung möglicher Kampfmittelbelastungen 
von Grundstücken nur noch auf vertragli-
cher Basis kostenpflichtig durchführen. 
Diese Auswertung kann bei uns mittels ei-
nes Vordruckes beantragt werden. Die da-
für benötigten Formulare können unter 
www.rp-stuttgart.de (-> Service -> Formu-
lare und Merkblätter) gefunden werden. 

Die momentane Bearbeitungszeit hierfür 
beträgt ca. 30 Wochen ab Auftragsein-
gang. Bei eventuellen Rückfragen stehen 
wir Ihnen gerne persönlich zur Verfügung. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Im Jahre 2008 wurde der östliche Teilbereich des 
Plangebiets und damit in etwa die Hälfte des Werks-
geländes bereits durch die Kampfmittel-Sondierung 
Süddeutschland GmbH detailliert auf potenzielle 
Kampfmittelbelastungen u. a. in Form von Sondie-
rungen untersucht. Es wurden keine Kampfmittel 
gefunden. Weitere Sondierungen sind derzeitig in 
Planung und werden voraussichtlich innerhalb der 
nächsten 4-5 Monate durchgeführt. 

Ferner wurden die ersten Meter des Oberbodens im 
gesamten Plangebiet bereits aufgrund seiner Nut-
zung als Kieswerkareal nach Aussagen der ansässi-
gen Firma mehrfach umgegraben, weshalb die Stadt 
Neuenburg davon ausgeht, dass keine akute Gefahr 
besteht. 

 

A.11.2 Bitte Anlagen beachten! Wird zur Kenntnis genommen. 

A.12 REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG – KÖRPERSCHAFTSFORSTDIREKTION FREIBURG 
(Schreiben vom 16.01.2017) 

A.12.1 Bei dem im Parallelverfahren zum FNP 
aufgestellten Bebauungsplan sind direkt 
keine Waldflächen betroffen. Eine weitere 
Beteiligung im Verfahren ist nur erforder-
lich, falls Ausgleichsmaßnahmen im Wald 
vorgesehen werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.13 INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER SÜDLICHER OBERRHEIN 
(Schreiben vom 10.02.2017) 

A.13.1 Mit der vorliegenden Planung der Stadt 
Neuenburg soll es einem bereits ansässi-
gen Kieswerk ermöglicht werden, den wohl 
als Fremdkies einzustufenden, aus Flä-
chen des Integrierten Rheinprogramms an-
fallenden Kies mit zu verarbeiten. Dies 
wird begrüßt. 

Nach Rücksprache mit dem Unternehmen 
sind derzeit keine weiteren Anmerkungen 
zu machen. Wir bitten jedoch um Beteili-
gung am weiteren Verfahren. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

Eine weitere Beteiligung am Verfahren wird zuge-
sagt. 
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A.14 PLEDOC GMBH 
(Schreiben vom 02.01.2017 + 03.01.2017) 

A.14.1 Mit Bezug auf Ihr o.g. Schreiben teilen wir 
Ihnen mit, dass in dem von Ihnen ange-
fragten Bereich keine von uns verwalteten 
Versorgungsanlagen vorhanden sind. 
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. Bitte 
überprüfen Sie diese Darstellung auf Voll-
ständig- und Richtigkeit und nehmen Sie 
bei Unstimmigkeiten umgehend mit uns 
Kontakt auf. 

Wir beauskunften die Versorgungseinrich-
tungen der nachstehend aufgeführten Ei-
gentümer bzw. Betreiber: 

• Open Grid Europe GmbH, Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Nordbayern GmbH (FGN), 
Schwaig bei Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(NETG), Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH 
(TENP), Essen 

• GasLINE Telekommunikationsnetzge-
sellschaft deutscher Gasversorgungs-
unternehmen mbH & Co. KG, Straelen 

• Viatel GmbH, Frankfurt 

Diese Auskunft bezieht sich ausschließlich 
auf die Versorgungseinrichtungen der hier 
aufgelisteten Versorgungsunternehmen. 
Auskünfte zu Anlagen sonstiger Netzbe-
treiber sind bei den jeweiligen Versor-
gungsunternehmen bzw. Konzerngesell-
schaften oder Regionalcentern gesondert 
einzuholen. 

Hinsichtlich der Maßnahmen zum Aus-
gleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen 
entnehmen wir den Unterlagen, dass die 
Kompensationsmaßnahmen erst im weite-
ren Verfahren festgelegt werden bzw. kei-
ne Erwähnung finden. 

Wir weisen darauf hin, dass durch die 
Festsetzung planexterner Ausgleichsflä-
chen eine Betroffenheit von uns verwalte-
ter Versorgungseinrichtungen nicht auszu-
schließen ist. Wir bitten um Mitteilung der 
planexternen Flächen bzw. um weitere Be-
teiligung an diesem Verfahren. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweite-
rung des Projektbereichs bedarf immer ei-
ner erneuten Abstimmung mit uns. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine weitere Beteiligung am Verfahren wird zuge-
sagt. 
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A.15 AMPRION GMBH 
(Schreiben vom 05.01.2017) 

A.15.1 Im Planbereich der o. a. Maßnahme ver-
laufen keine Höchstspannungsleitungen 
unseres Unternehmens. Planungen von 
Höchstspannungsleitungen für diesen Be-
reich liegen aus heutiger Sicht nicht vor. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich 
weiterer Versorgungsleitungen die zustän-
digen Unternehmen beteiligt haben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.16 GEMEINDEVERWALTUNGSVERBAND MÜLLHEIM-BADENWEILER 
(Schreiben vom 23.01.2017) 

A.16.1 Durch die beiden o.a. Planverfahren wer-
den keine bauleitplanerischen Belange des 
Gemeindeverwaltungsverbandes Müllheim 
- Badenweiler berührt. 

Sofern sich keine bauplanungsrechtlichen 
Änderungen im Verfahren ergeben, ist eine 
weitere Beteiligung des GVV Müllheim - 
Badenweiler nicht erforderlich. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENT-
LICHER BELANGE 

 

B.1 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 320 GESUNDHEITSSCHUTZ 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

B.2 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 470 VERMESSUNG UND GEOIN-
FORMATION 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

B.3 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 510 FORST 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

B.4 LANDRATSAMT BREISGAU-HOCHSCHWARZWALD – FB 530 STRUKTUR- UND WIRT-
SCHAFTSFÖRDERUNG 
(gemeinsames Schreiben vom 03.02.2017) 

B.5 BNNETZE GMBH 
(Schreiben vom 20.01.2017) 

B.6 UNITYMEDIA BW GMBH 
(Schreiben vom 05.01.2017) 

B.7 SWEG SÜDWESTDEUTSCHE VERKEHRS-AKTIENGESELLSCHAFT 
(Schreiben vom 12.01.2017) 

B.8 VERMÖGEN UND BAU BADEN-WÜRTTEMBERG 
(Schreiben vom 03.01.2017) 

B.9 GEMEINDE AUGGEN 
(Schreiben vom 09.01.2017) 

B.10 GEMEINDE BAD BELLINGEN 
(Schreiben vom 03.01.2017) 

C PRIVATE STELLUNGNAHMEN VON BÜRGERINNEN UND BÜRGERN  

 

Stellungnahmen von Bürgerinnen und Bürgern sind nicht eingegangen. 


